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Mit dem 16. Wiener Wohnbauforschungstag setzte die Stadt auch 2017 die langjährige Tradition fort, die 

intensive fachliche Auseinandersetzung mit aktuellen Forschungsergebnissen rund um den sozialen 

Wohnbau voranzutreiben.

Der diesjährige Wohnbauforschungstag stand ganz im Zeichen der grenzüberschreitenden Kooperatio-

nen zwischen Wien und seinen Umlandgemeinden. Unter dem Leitmotiv „Wir wachsen über uns hinaus“ 

widmete sich die Tagung dem wichtigen Thema der Metropolregion.

Die Ostregion ist ein entscheidender Wirtschaftsmotor in Österreich. Sie bietet zudem ein beträchtliches 

Potential für einen weiteren Ausbau. Eine intensivierte Zusammenarbeit zwischen Wien, Niederöster-

reich und dem Burgenland wird aber auch zunehmend zu einer Notwendigkeit: Dies einerseits, um in der 

EU wettbewerbsfähig zu bleiben, und andererseits, um ökonomisch und ökologisch sinnvolle Entwick-

lungsachsen in der Metropolregion zu schaffen.

Um die internationale Konkurrenzfähigkeit der Metropolregion Wien zu gewährleisten, ist der zeitge-

rechte Ausbau technischer und sozialer Infrastruktur Voraussetzung. Ein vorrangiges Ziel für die Wiener 

Stadtregion muss es deshalb sein, eine Wohnbauentwicklungsplattform zu schaffen, die bestehende 

Siedlungsstrukturen kritisch analysiert, gemeinsame Perspektiven für Wohnbau, Stadt- und Regional-

entwicklung entwirft und die dafür erforderlichen Leistungen definiert.

Ich freue mich, Ihnen in der vorliegenden Publikation die Ergebnisse der Inputs der Expertinnen und 

Experten sowie der Diskussion präsentieren zu können und hoffe, dass die Beiträge auf Interesse stoßen.

Eine anregende Lektüre wünscht

 

Dr. Michael Ludwig 

Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung

Vorwort 
Wir wachsen über uns hinaus 
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Wien und Stuttgart verbindet vieles. In Wien wie in Stutt-

gart boomt die Wirtschaft, die Bevölkerung wächst und die 

Einwohnerzahl im Ballungsraum Wien entspricht ungefähr 

der Einwohnerzahl der Region Stuttgart. 

Die Region Stuttgart ist wirtschaftsstark und export

orientiert. Rund um das Automobil hat sich in Jahrzehnten 

ein Cluster gebildet, mit nahezu 200.000 Beschäftigten – 

dies entspricht einem Sechstel der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten – verbunden mit einer traditionellen 

Stärke im Maschinenbau. Knapp 30 % des Bruttosozial

produkts des Bundeslandes Baden-Württembergs werden 

in der Region erwirtschaftet. Mit 2,75 Millionen Einwohne-

rInnen leben hier 25 % der baden-württembergischen 

Bevölkerung – und das alles auf nur zehn Prozent der 

Landesfläche. 

Um diese Zahlen in Perspektive zu setzen: Das Brutto

inlandsprodukt liegt bei 131,7 Milliarden Euro; die Wirt

schaftsleistung im Ballungsraum Wien im Vergleich bei  

114,2 Milliarden Euro. Dabei verfügt der Ballungsraum Wien 

über eine mehr als doppelt so große Fläche. In der Region 

Stuttgart findet also auf sehr wenig Raum sehr viel statt. 

Zur Region Stuttgart gehören neben der Landes-

hauptstadt Stuttgart fünf Landkreise mit 178 Städten  

und Gemeinden. Während die größten Städte der Land-

kreise zwischen 50.000 und über 90.000 EinwohnerInnen 

haben, weisen gut zwei Drittel der Gemeinden weniger 

als 10.000 EinwohnerInnen auf. Die Region verfügt über 

starke Mittelzentren. Große und kleine Industriestandorte, 

Forschungszentren und auch Hochschulen finden sich über 

die komplette Region verteilt. Das tägliche Leben spielt sich 
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regionsweit ab, die Wirtschaft hat ihre Cluster vielerorts, 

die Infrastruktur ist eine alles verbindende Herausforde-

rung. Die Nutzungsansprüche an Flächen sind regionsweit 

zu lösen – wo Gewerbe, wo Wohnen, wo Verkehrsinfrastruktur, 

wo Grün? 

Der Verband Region Stuttgart und seine Aufgaben 
heute und morgen

Aufgabe des Verbandes ist es, diesen Ballungsraum mit 

seiner polyzentrischen Struktur in seiner enormen Wirt-

schaftsstärke zu erhalten und seine hohe Lebensqualität zu 

sichern.

Es braucht eine – politische – Einheit, um regionsweit 

zu denken und zu planen. Dafür wurde der Verband Region 

Stuttgart als öffentlich-rechtliche Körperschaft vor fast  

25 Jahren eingerichtet und stark aufgestellt – mit einer 

demokratisch gewählten Regionalversammlung. Anders als 

die Aufgaben der klassischen Raumplanungsverbände hat 

der Verband Region Stuttgart neben der Raumordnung  

und -planung eine Vielzahl weiterer Aufgaben – Wirtschafts

förderung, Tourismus, Sport und Kultur und insbesondere 

die Aufgabenträgerschaft für regionalbedeutsamen Schie-

nenverkehr sowie regionale Mobilitätsthemen insgesamt.

Zukunftsthemen aktiv angehen

Die Herausforderungen werden dabei in den nächsten Jah-

ren noch komplexer werden. Denn wir befinden uns in einer 

Zeit grundlegender gesellschaftlicher Veränderungen, auf 

die ich im Folgenden näher eingehe.

Wir sehen heute weltweit einen Prozess der Verstäd-

terung. Die Städte wachsen unaufhörlich und die Heraus-

forderung eines metropolitanen Raumes wie der Region 

Stuttgart ist es, Infrastrukturplanung genau darauf auszu-

richten. Es steigt dabei nicht nur die Bevölkerungszahl. 	

Gewerbe und Wohnen am Flugfeld Böblingen-Sindelfingen



eine besondere Herausforderung angesichts der begrenz-

ten Verfügbarkeit von Flächen, jedoch notwendig, damit 

Innovation und Arbeitsplätze in der Region bleiben. 

Ausgangslage und Herausforderungen im Hinblick 
auf die Bereitstellung von Wohnraum

Bis zum Jahr 2030 wird in der Region Stuttgart – mit 

Wanderungen – ein Bevölkerungswachstum um rund 

130.000 Menschen auf 2.830.000 Millionen EinwohnerIn-

nen erwartet. Dies entspricht einer Zunahme um fünf Pro-

zent. Diese Vorausrechnungen des statistischen Landes-

amts Baden-Württemberg könnten sogar noch übertroffen 

werden – und aus wirtschaftlicher Sicht wäre dies nach 

heutigen Prognosen sogar notwendig: Denn der Bedarf an 

Arbeitskräften von außerhalb wächst. Vorausgesetzt, die 

Anzahl der Arbeitsplätze würde in etwa gleichbleiben, 

8

Eine wachsende Zahl von Menschen aus unterschiedlichen 

Herkunftsländern bringt besondere Herausforderungen. 

Bereits heute haben Menschen aus 170 Ländern dieser Welt 

in der Region Stuttgart ihre Heimat gefunden. Wohnraum 

muss umso mehr geeignet sein, Integration zu befördern.

Mit der Digitalisierung ändert sich grundlegend das 

gesellschaftliche Verhalten – wie wir leben, arbeiten und 

uns fortbewegen. Dezentralisierung ist ein wichtiger Aspekt 

im Zusammenhang mit der Digitalisierung. Die Möglichkeit 

von 3D-Druck in der Garage zeigt, dass Wertschöpfung 

längst nicht mehr nur in Gewerbegebieten erfolgen muss. 

Dabei wurde vor 100 Jahren mit der Bauausstellung 

Weissenhofsiedlung in Stuttgart neuartiges Wohnen in 

ganz anderer Form vorgestellt – charakterisiert durch die 

Trennung von Wohnen und Arbeiten. Der Trend geht nun 

eindeutig zurück in Richtung einer funktionalen Durchmi-

schung von Quartieren.

Digitalisierung heißt auch mobil unterwegs zu sein – in 

der virtuellen ebenso wie in der realen Welt. Sie bringt Um-

steigehubs mit guter Auswahl an Mobilitätsangeboten, 

verknüpft mit Informationen in Echtzeit. Alle Angebote sind 

vernetzt und per App abzurufen und zu buchen. Autonomes 

Fahren wird uns mittelfristig ganz neue Perspektiven eröff-

nen. Es wird die Bedeutung von zentralen Umstiegsknoten 

oder Bahnhöfen relativieren, wenn man in Zukunft auto-

nom und gemütlich ohne Umstieg von A nach B kommt. 

Durch das autonome Fahren werden öffentlicher und indi-

vidueller Verkehr zunehmend in einander übergehen. 

Digitalisierung und Dezentralisierung sind untrennbar mit-

einander verbunden. Alles kann von jedem Ort aus erledigt 

werden. Bestellung per Handy ist ganz normal, Lieferung 

just in Time selbstverständlich. Wir werden unsere Vorstel-

lung der Zentren ganz neu denken müssen.

Eines trifft die Region Stuttgart als Automobil-Cluster 

ganz besonders: Der Strukturwandel vom Verbrennungsmo-

tor hin zum vollelektrischen Fahrzeug. In der Region Stutt-

gart wird gemeinsam an dieser Transformation gearbeitet. 

Das bedeutet auch, dass weitere Flächen für Unternehmen 

benötigt werden. Denn altes und neues Produkt muss 

gleichzeitig produziert werden; herkömmliche und digitali-

sierte Fertigung 4.0 finden ebenfalls gleichzeitig statt. Der 

damit einhergehende Bedarf an Produktionsstandorten ist 

Elektromobilität in Weissenbach



müssen bis zum Jahr 2030 rund 145.000 Arbeitskräfte in 

die Region ziehen, um die Jobs der zukünftigen Ruheständ

ler aus den geburtenstarken Jahrgängen nachzubesetzen.

Gleichzeitig muss ausreichend Wohnraum für die in der 

Region heranwachsenden jungen Menschen geschaffen 

werden. Denn sie sind die Bauherren von morgen, und wir 

möchten sie gerne in der Region halten. Bis 2030 werden 

circa 420.000 EinwohnerInnen 25 Jahre alt werden. Spätes-

tens dann werden sie voraussichtlich aus dem „Hotel 

Mama“ auschecken und in eine eigene Wohnung ziehen 

wollen. Dazu bleiben ältere Menschen so lange wie möglich 

in den eigenen vier Wänden. 

Für die neu in die Region kommenden Menschen muss 

ebenfalls passender, vor allem auch günstiger Wohnraum 

bereitgestellt werden. Hohe Preise für das Wohnen könnten 

sich ansonsten als ein zu großes Hindernis für den notwen-

digen Fachkräftezuzug erweisen – mit all den Folgen für 

Unternehmen und damit für Einnahmen aus Gewerbe- und 

Einkommenssteuer. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu wahren, 

brauchen wir also Wohnungen, die den Bedarfen der un-

terschiedlichen Lebenssituationen entsprechen. Hier driften 

mittlerweile Wohnraumangebot und Lebenswirklichkeit 

auseinander. Die Angebotsentwicklung fand weitestgehend 

in den letzten 60 Jahren statt und war stark auf Familienbe-

darf ausgerichtet. Wie in anderen Ballungsräumen besteht 

ein großer Mangel an kleinen, bezahlbaren und flächenspa-

renden Wohnungen. Der Anteil der Ein-Personen-Haushalte 

steigt stetig und lag 2014 in ganz Baden-Württemberg bei 

knapp 40 %. 

Regionalplanerische Steuerung

Um zu gewährleisten, dass der richtige Wohnraum an den 

richtigen Orten mit der geeigneten Infrastruktur entsteht, 

hat der Verband Region Stuttgart eine Reihe von Grund

sätzen und Instrumenten in der Regionalplanung festgelegt. 
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Der Regionalplan setzt den Rahmen für eine koordinierte 

Entwicklung der Region; er belegt die Flächen mit einem 

bestimmten Zweck. Dabei soll die die regionale Infrastruk-

tur so gestaltet werden, dass die polyzentrale Struktur er-

halten und gestärkt wird. Dazu gehört auch die aufeinander 

abgestimmte Entwicklung von Wohnen und Gewerbe. Un-

sere regionalen Vorgaben verfolgen das Ziel, Freiflächen zu 

schonen, bedarfsgerecht zu entwickeln und Wachstum ent-

lang der Schiene zu organisieren, um Mobilität möglichst 

effizient zu gewährleisten.  

Im Regionalplan sind mögliche Wohnbauflächen defi-

niert. So wird es den Städten und Gemeinden ermöglicht, 

bedarfsgerechten Wohnraum auszuweisen. Die Umsetzung 

von Wohnungsbau liegt dann aber bei den Städten und 

Gemeinden. Der Verband Region Stuttgart hat keine Mög-

lichkeit, Baurecht zu schaffen oder konkrete Wohnbaupro-

jekte zu steuern. Der Verband verfügt jedoch über einen 

„Handwerkskasten“ von Vorgaben und Steuerungsinstru-

menten, der eine gezielte Entwicklung für den regionalen 

Wohnungsbau ermöglicht: 

Leitlinien und Instrumente für den regionalen  
Wohnungsbau

1	 Innenentwicklung vor Außenentwicklung: Der Verband 

hat über Regelungen zur Flächenbedarfsermittlung die 

Möglichkeit, dieses Prinzip in den Kommunen weitestge-

hend durchzusetzen. Doch ganz ohne Inanspruchnahme 

neuer Flächen funktioniert Wachstum eben nicht. 

2	 Um die Flächeninanspruchnahme sinnvoll zu organisie-

ren, sieht der Regionalplan eine Konzentration der 

Wohnbauentwicklung entlang der Schienenachsen vor. 

So kann die vorhandene Infrastruktur besser ausgelastet 

und eine stärkere Nutzung des Schienenverkehrs 

gewährleistet werden.

3	 Wichtig ist: Alle Gemeinden in der Region Stuttgart 

haben Anspruch darauf, ausreichend Bauland auszu

weisen, um ihren Eigenbedarf zu decken. Die „Gemein-

den mit Eigenentwicklung“, die in der Regel nicht an 

Bahnstrecken liegen, sollen dabei aber nur so viele 

Wohnungen und Häuser bauen, wie für die eigene natür-

liche Bevölkerungsentwicklung nötig sind.	  

Dagegen sind große Wohnbaugebiete in Gemeinden im 

Siedlungsbereich, das heißt mit Anschluss an die Schiene, 

vorgesehen. Das Ziel dabei ist eine kompakte Siedlungs-

entwicklung mit guter Anbindung an leistungsfähigen 

Nahverkehr. Denn die Verkehrsinfrastruktur wird erst mit 

innovativer Technik und neuem Straßenbau den Anfor-

derungen an die kommende Gesellschaft gerecht werden. 

Aktuell sollen daher sowohl die Siedlungen, als auch die 

Gewerbegebiete im Ballungsraum Stuttgart entlang von 

Entwicklungsachsen wachsen. Die Konzentration von 

Siedlung und Wohnen, Wirtschaft und Verkehr hat eine 

Menge Vorteile: weniger Zersiedelung innerhalb der 

Region und damit weniger Flächenverbrauch. 

4	 Verdichtetes Bauen: An besonders geeigneten Orten im 

Siedlungsbereich weist der Regionalplan gebietsscharf 

insgesamt 41 sogenannte „regionale Schwerpunkte des 

Wohnungsbaus“ aus. Hier soll eine verstärkte Siedlungs-

entwicklung mit mindestens 90 EinwohnerInnen pro 

Hektar stattfinden. Durch diese vergleichsweise hohe 

Verdichtung kann eine kompakte und flächensparende 

Siedlungsentwicklung realisiert werden und durch die 

geringe Distanz zum schienengebundenen ÖPNV gleich-

zeitig ein einfacher Zugang zur nachhaltigen Mobilität 

gewährleistet werden. 

5	 Grundsätzlich dient die Bruttowohndichte als die zent-

rale Stellschraube unseres Regionalplans, um die 

Flächeninanspruchnahme zu reduzieren und an den 

geeigneten Standorten verdichtetes Bauen zu verwirkli-

chen. Verdichtetes Bauen ist die wichtigste Maßnahme, 

um heute den Anforderungen an notwendiger Zuwande-

rung, Verstädterung und verantwortbarer Flächeninan-

spruchnahme gerecht zu werden. Sie ist auch ein Schlüs-

sel, um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. 

6	 Bei einer verdichteten Bebauung braucht es eine  

gute Balance zwischen bebauten und freien Flächen  

und genügend Kapazitäten bei der bereitgestellten 

Infrastruktur. Infrastruktur heißt dabei nicht nur „graue“ 
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Infrastruktur, sondern auch „grüne“. Der Verband Region 

Stuttgart kümmert sich mit einem speziellen Kofinanzie-

rungsprogramm, dem Programm für den Landschafts-

park Region Stuttgart darum, dass die facettenreiche 

Landschaft der Region erhalten und gestaltet wird. Denn 

zu einem modernen Wohn- und Lebensraum gehört 

auch, dass es Erholungsmöglichkeiten in fußläufiger Ent-

fernung gibt. 

Kooperation mit Städten und Gemeinden

Der Verband Region Stuttgart verfügt, wie dargestellt, über 

regionalplanerische Instrumente. Er verfügt aber nicht über 

einen Hebel oder ein „Gaspedal“, um den Wohnungsbau vor 

Ort voranzutreiben. Die Region legt lediglich mögliche 

Standorte für Wohnungsbau fest, während die Städte und 

Gemeinden diese Flächen entwickeln. Ebenso liegt die Zu-

ständigkeit für sozialen Wohnungsbau bei den Kommunen, 

die häufig über kommunale Wohnungsbaugesellschaften 

verfügen, mitunter für gerade diesen Zweck.

Der Verband kann nur eine Art „Bremspedal“ ein

setzen, um im Zuge der Anhörung Einfluss auf konkrete 

Bauplanungen zu nehmen. Vorab erfolgt aber in der Regel 

ein – teilweise sehr intensiver – Austausch mit den Städten 

und Gemeinden, sodass selten Pläne vorgelegt werden, die 

den Vorgaben der Region widersprechen. Gerade in den 

letzten Jahren ist hier die Zusammenarbeit immer enger 

und vertrauensvoller geworden. 

Ausblick und Aktivitäten – IBA StadtRegion 
Stuttgart 2027

Der Verband Region Stuttgart will den bevorstehenden 

Strukturwandel aktiv steuern und mitgestalten – als 

präventive Standortsicherung. Die Region Stuttgart bietet 

ein großes Potenzial für Innovation und nachhaltigen 

Wandel. 

Um den Entwicklungsprozess voranzutreiben, haben 

Region und Stadt Stuttgart eine Internationale Bauausstel-

lung initiiert. Zum Jahresende wird die Geschäftsstelle für 

die IBA StadtRegion Stuttgart 2027 ihre Arbeit aufnehmen. 

Leben, Arbeiten, Mobilität in einer Region Stuttgart – das 

werden die Themenfelder sein. 

Mit ihrem regionalen Ansatz bietet diese IBA die 

Chance, das Miteinander und die Kooperationsfähigkeit 

selbstbewusster Städte und Gemeinden nachhaltig zu för-

dern. Die große Nachfrage nach bezahlbaren Wohnungen 

ist daneben sicherlich ein Standortfaktor, den die IBA als 

„Labor auf Zeit“ berücksichtigen wird. 

Darüber hinaus gilt es, neue Wohnformen und Arbeits-

welten zusammenzudenken, Freiräume für kreative Milieus 

abzustecken. Arbeit und Wohnen wieder zueinander zu 

bringen, Wege damit zu verkürzen und Raumangebote zu 

schaffen, die projektbezogene, wechselnde Besetzungen 

ermöglichen. 

Gerade in Metropolregionen wird es nur mit Innovatio-

nen gelingen, die bestmögliche Lebensqualität für ihre Be-

wohnerInnen zu erreichen. Spannend ist die Frage, wie die 

Digitalisierung das Wohnen und das Wohnumfeld verän-

dern wird und welche Lösungen für verkehrliche Probleme 

entwickelt werden können. Der Verlust von Zentren im 

klassischen Sinn wird den Mobilitätsbedarf ebenfalls verän-

dern und sicher noch weiter erhöhen. Dieser Bedarf wird 

zunehmend durch autonome Fahrzeuge gedeckt werden. 

Die entsprechende Infrastruktur – Glasfaser und 5G Mobil-

funk – muss als Rahmenbedingung dann in der Region 

vorhanden sein. 

Mehr über den Verband Region Stuttgart unter 

www.region-stuttgart.org 



Peter Görgl

Monitoring der Siedlungsentwicklung  
in der Stadtregion+

Im Jahr 2008 kamen verschiedene Prognosen für Wien und 

sein Umland zum selben Ergebnis: Die Stadtregion wird in 

den kommenden Jahren stark wachsen. Die Berechnungen 

gingen von gut 350.000 Menschen aus, die bis zum Jahr 

2030 in der Bundeshauptstadt und fast 140.000 aus, die in 

den burgenländischen und niederösterreichischen Umland-

gemeinden ihre neue Heimat finden würden. 

Für Politik und Expertenschaft war eine der zentralen Fra-

gen, ob ein Wachstum dieser Größenordnung nachhaltig zu 

bewältigen sei. In Folge dessen beauftragte die Planungsge

meinschaft Ost (PGO) das Institut für Stadt- und Regionalfor

schung der Österreichischen Akademie der Wissenschaften 

mit der Ausarbeitung einer Status-quo-Analyse, um sich ein 

genaues Bild der Ausgangslage in Bezug auf Bevölkerungs-, 

Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung machen zu können. 

In welchen räumlichen und thematischen Teilbereichen 

Potenziale bzw. zu beachtende planerische Herausforde-

rungen für die stadtregionale Entwicklung liegen, konnte 

damit beantwortet werden. 

Aufbauend darauf wurde im Jahr 2011 mit der so genann-

ten Stadtregion+ eine erste gemeinsame Entwicklungs

vision formuliert, in der zentrale Leitlinien für die künftige 

Siedlungsentwicklung mitsamt Vorschlägen für planerische 

Instrumente und Handlungsoptionen präsentiert wurden.

Die damals abgegrenzte Stadtregion+ umfasst neben den 

23 Bezirken Wiens 205 niederösterreichische Gemeinden 

und 63 aus dem nördlichen Burgenland. Regionale Bevölke-

rungsprognosen, funktionale Verflechtungen und Pendler-

beziehungen zwischen den einzelnen Gemeinden und der 

Kernstadt Wien liegen dabei zugrunde. Auf diese Weise 
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spannt sich die Stadtregion+ zwischen dem Wiener Becken 

und dem Wienerwald auf der einen Seite, dem Weinviertel, 

den Donau- und Marchauen bis hinunter zum Seewinkel auf 

der anderen Seite auf und umfasst damit sehr unterschied-

liche Natur-, Kultur- und Siedlungslandschaften, in deren 

funktionaler Mitte die Bundeshauptstadt liegt.

Gute zehn Jahre später ist es an der Zeit, wieder einen 

intensiven und analytischen Blick auf die Entwicklung in 

der Stadtregion+ zu werfen und die damaligen Prognosen 

und Handlungsempfehlungen zu überprüfen. Aus diesem 

Grund gab die Planungsgemeinschaft Ost im Jahr 2017 ein 

Monitoring der Siedlungsentwicklung in der Stadtregion+ 

in Auftrag. Dabei sind spannende Ergebnisse herausge-

kommen, die auf den folgenden Seiten kurz vorgestellt 

werden.1 

Ergebnis 1: Die Wirklichkeit hat sich nicht an die 
Prognosen gehalten

Die damaligen Prognosen gingen für Wien von einem Be-

völkerungswachstum bis zum Jahr 2030 um gut 350.000 

Menschen aus, für die Umlandgemeinden um fast 140.000. 

Betrachtet man die Entwicklung in den Jahren 2008 bis 

2015, so liefert das spannende Ergebnisse: Die Stadtre-

gion+ ist in diesen Jahren insgesamt um etwa 176.000 

Menschen gewachsen, wovon der Großteil des Wachstums 

auf die Bundeshauptstadt entfällt (+126.000) und ein weit-

aus geringerer Anteil auf die Gemeinden in Niederöster-

reich und dem Burgenland (+50.000). Für 2015 ergab dies 

eine Gesamtbevölkerung von 2.763.000 Menschen – die 

Stadtregion+ nähert sich im letzten Jahrzehnt also der Drei-

Millionen-Marke, denn die Entwicklungsperspektiven sind 

auch für die nähere Zukunft sehr dynamisch. 

Das Spannende daran ist: Die jüngste Entwicklung in 

der Bundeshauptstadt liegt dabei gut 60% über den dama-

ligen Prognosen, während die Vorausberechnungen für die 

niederösterreichischen und burgenländischen Gemeinden 

1 	 Alle drei erwähnten Studien stehen auf der Website der Planungsgemeinschaft zum Download zur Verfügung: Monitoring der Siedlungsentwicklung in der Stadtregion+ (2017):  
	 http://www.planungsgemeinschaft-ost.at/no_cache/studien/ansicht/detail/studie/monitoring-der-siedlungsentwicklung-in-der-stadtregion/ 
	 Zwischenbericht zur Stadtregion+ (2011): http://www.planungsgemeinschaft-ost.at/no_cache/studien/ansicht/detail/studie/zwischenbericht-stadtregion-sro/  
	 Atlas der wachsenden Stadtregion (2008): http://www.planungsgemeinschaft-ost.at/no_cache/studien/ansicht/detail/studie/atlas-der-wachsenden-stadtregion/ 

der Stadtregion sich im Schnitt gut 30% darunter befinden! 

Wien ist also viel stärker als damals angenommen der 

Wachstums- und Zuzugshotspot in der Stadtregion+. 

Und noch in einer anderen Hinsicht ist die Entwicklung 

anders verlaufen als man im Jahr 2008 vermutet hatte: Das 

Wachstum in den Umlandgemeinden hat sich nicht in dem 

Maße in die nördlichen Bereiche der Stadtregion+ verla-

gert, wie es aus damaliger fachlicher Sicht plausibel er-

schien. Im Gegensatz zu den „klassischen“ suburbanen Be-

reichen im südlichen Wiener Umland waren (und sind heute 

immer noch) im nördlichen Umland umfangreichere Grund-

stücksreserven vorhanden und die Preise für Boden und 

Immobilien dort niedriger. Die jährliche Wachstumsrate 

liegt im südlichen Teil der Stadtregion+ (wenn man in etwa 

die Donau als Grenze nimmt) mit 0,80% immer noch leicht 

über der im Norden (0,74%). In absoluten Werten ist die 

Bevölkerung im Süden im betrachteten Zeitraum von 2008-

2015 um gut 30.000 Menschen gewachsen, im Norden um 

gut 20.000. Das südliche Wiener Umland weist also nach 

wie vor eine enorme Qualität als Wohnstandort auf; das 

Wachstum hat sich dort von der Südachse verstärkt in die 

Zwischenräume zwischen den großen Verkehrsachsen 

immer weiter ostwärts verlagert. Das Wachstum der Ge-

meinden im Wiener Becken oder im angrenzenden Burgen-

land spiegelt diese räumlichen Trends gut wider. (So ist z.B. 

die Gemeinde Münchendorf in den betrachteten acht Jah-

ren um 24% gewachsen!) Im nördlichen Teil der Stadtre-

gion+ sind es vor allem die größeren Städte und Gemeinden 

in direkter Nachbarschaft zu Wien, die sich in den letzten 

Jahren stark entwickelt haben (z.B. Gerasdorf oder Wolkers-

dorf). Die Entwicklung weiter nordwärts, vor allem entlang 

der Autobahn A5, blieb hinter den damaligen Erwartungen 

deutlich zurück. 
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Ergebnis 2: Das Umland wächst immer noch vor 
allem durch Suburbanisierung

Die Austauschbeziehungen zwischen der Großstadt Wien 

und den kleineren Städten und Gemeinden in der Stadtre-

gion folgen seit Jahrzehnten demselben Muster: Junge 

Menschen verlassen im Alter zwischen 18 und 25 Jahren die 

elterlichen Haushalte im Umland und ziehen nach Wien, 

während junge Familien in der Familiengründungsphase 

aus der Großstadt heraus ins Umland ziehen. 

So zogen im Jahr 2014 gut 12.800 Menschen aus dem 

Umland nach Wien, während im selben Jahr 17.800 Men-

schen ihren Wohnort aus der Großstadt in die burgenländi-

schen und niederösterreichischen Gemeinden verlagerten. 

Dies ist ein stabiler Trend, der sich seit über einem Jahrzehnt 

mit nur wenigen Ausnahmen beobachten lässt; auf diese 

Weise „verliert“ Wien also jährlich zwischen 5.000 und 

7.000 Menschen an das Umland. 

Diese Verluste werden aber durch die Zuzüge aus dem 

restlichen Österreich und dem Ausland nach Wien mehr als 

wettgemacht. Im Jahr 2014 zogen 66.000 Menschen aus 

dem Ausland in die Bundeshauptstadt, während nur knapp 

15.000 Menschen aus dem restlichen Österreich bzw. dem 

Ausland in die 268 Städte und Gemeinden der Stadtregion+ 

zogen. Hier zeigt sich die sehr hohe Attraktivität Wiens im 

europäischen bzw. internationalen Kontext sehr deutlich – 

und diese wird auch in den kommenden Jahren wohl kaum 

nachlassen.

Ergebnis 3: Die Stadtregion+ ist ein spannendes 
Nebeneinander verschiedenster räumlicher 
Strukturen

Trotz aller Entwicklungsdynamik insgesamt haben sich 

in der Stadtregion+ ganz unterschiedliche Teilräume he-

rauskristallisiert, was Wachstum bzw. Schrumpfung und 

Stagnation betrifft. Während in Wien zwischen 2008 und 

2015 mit Ausnahme des 1. Wiener Gemeindebezirks alle 

Bezirke z.T. sehr stark gewachsen sind (Wien Donaustadt 

ist Spitzenreiter mit fast 15% Wachstum), haben sich im 

letzten Jahrzehnt auf der anderen Seite stadtregionale 

Peripherien herausgebildet und verfestigt: der südliche 

Bereich des Seewinkels ist seit den ersten Analysen ein ins-

gesamt betrachtet schrumpfender Teilbereich innerhalb der 

Stadtregion+, das innere Weinviertel hat im Betrachtungs-

zeitraum ebenso an Bevölkerung verloren bzw. stagniert 

in seiner Entwicklung. Damit einher geht in diesen „inne-

ren Peripherien“ ein im Vergleich hoher Anteil an älterer 

Bevölkerung über 65 Jahren, womit die im stadtregionalen 

Vergleich niedrigsten Geburtenbilanzraten verbunden sind. 

Abbildung 1 zeigt ein Kuriosum innerhalb der Stadt

region+, dessen räumliche Struktur sich in der jüngsten 

Vergangenheit ebenfalls verfestigt hat: 

Suburbanisierungsbewegungen aus der slowakischen 

Hauptstadt Bratislava haben zu einem z.T. massiven Be

völkerungswachstum im burgenländischen und nieder

österreichischen Grenzgebiet geführt. Durch Zuzüge aus 

der Slowakei ist Kittsee mit einem Wachstum von 51% 

(2008-2015) auch stadtregional Spitzenreiter. Diese Form 

der grenzüberschreitenden Suburbanisierung ist ein neues 

Phänomen, das es in dieser Form und diesem Ausmaß in 

Österreich so noch nicht gegeben hat. Der entsprechend 

hohe Anteil slowakischer StaatsbürgerInnen an der 

Gemeindebevölkerung (Kittsee 36%, Wolfsthal 26% im 

Jahr 2015) erfordert einen neuen Blick auf viele Fragen der 

kommunalen Entwicklungsplanung. Wie sich „Bratislava 

Südwest“ in den kommenden Jahren weiter entwickeln 

wird, ist eine der großen und spannenden Fragen in der 

Stadtregion+.  

Für die (übergeordnete) räumliche Planung ergeben 

sich aus dem Nebeneinander von extrem dynamischen und 

peripher-schrumpfenden Teilbereichen ganz unterschiedliche 

Herausforderungen, auf die mit entsprechend ausgerichte-

ten und angepassten Strategien reagiert werden muss. 

Schlussfolgerung: Noch nie war die Gelegenheit 
für die Formulierung gemeinsamer Ziele und für 
verstärkte Zusammenarbeit günstiger!

Die Stadtregion+ ist räumlich und strukturell eine äußerst 

heterogene Region, die von peripheren, schrumpfenden 

Teilbereichen bis hin zur sehr stark wachsenden Weltstadt 
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Abbildung 1: Anteil der slowakischen StaatsbürgerInnen in der Stadtregion+

0             5             10            15           20 Kilometer

Min: Diverse 0,0%   ►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►►  Max: Kittsee 35,8 %
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Anteil der slowakischen StaatsbürgerInnen in der SRO+ 2015 an der Wohnbevölkerung in %



alles beinhaltet. Dementsprechend vielfältig sind die Her-

ausforderungen, vor denen Politik und Planung stehen. 

Doch eines ist klar: Nur eine gemeinsame Raumordnung 

kann die künftige Entwicklung in die Bahnen lenken, die aus 

ökonomischen, sozialen und ökologischen Gründen erfor

derlich ist. Und dafür ist gegenwärtig, die beste Gelegenheit. 

Warum?

1	 Das Wachstum im nördlichen Bereich der Stadtregion+ 

war bislang weniger stark als angenommen; hier kann 

man mit aufeinander abgestimmter Raumordnung noch 

agieren und nicht nur reagieren und die Entwicklung in 

den Teilbereichen (bzw. Städten und Gemeinden) 

konzentrieren, die in Hinblick auf Erreichbarkeit, Ausstat-

tung und Flächenreserven planerisch sinnvoll sind.

2	 Die Entwicklung in der Stadtregion+ hat sich neben Wien 

in den letzten Jahren vor allem auf die Städte und 

Gemeinden mit einer Bevölkerung von 5.000-10.000 

EinwohnerInnen konzentriert. Diese Form der „stadtre-

gionalen dezentralen Konzentration“ ist planerisch güns-

tig, da dadurch Zersiedelungstendenzen auf stadtregio-

naler Maßstabsebene vergleichsweise gering ausfallen. 

Dieser an sich positive räumliche Trend muss durch ent-

sprechende übergeordnete raumordnerische Maßnah-

men nachhaltig gesichert werden.

3	 In interkommunalen und länderübergreifenden Kontex-

ten entstehen und verfestigen sich seit einigen Jahren 

neue Formen der Kooperationskultur, die auf allen poli-

tischen Ebenen mitgetragen werden. Städte und 

Gemeinden haben erkannt, dass viele Zukunftsheraus-

forderungen in der wachsenden Stadtregion+ alleine 

weniger gut lösbar sind als mit Kooperation. Seien es die 

Regionalen Leitplanungen in Niederösterreich oder die 

länder- und gemeindeübergreifende Arbeit am so 

genannten „Wienerwald Nord“: Die Zahl der positiven 

Beispiele nimmt zu. 

4	 Die Menge an nicht aktivierbaren Flächenreserven hat  

in der Stadtregion+ ein Maß erreicht, das gemeinsame 

Strategien und Instrumente unumgänglich macht. Die 

Hortung von Baulandreserven ist wahrscheinlich die 

zentrale Herausforderung in der Stadtregion+, Abbil-

dung  2 (Baulandreserven in der Stadtregion+) belegt 

dies nachdrücklich: Würde es gelingen, lediglich 30% der 

im Jahr 2014 gewidmeten Baulandreserven zu aktivie-

ren, die sich als sog. „Hochpotenzialflächen“ durch eine 

besonders günstige Lage auszeichnen (in der Nähe zu 

ÖV, Versorgungseinrichtungen etc.), so könnte man 

Wohnraum für gut 160.000 Menschen schaffen, ohne 

übermäßige dichte Bebauungsformen und ohne einen 

Quadratmeter Bauland neu widmen zu müssen! Insge-

samt sind etwa 6.000 ha Flächenreserven in solchen 

Hochpotenziallagen zu finden; nur wenn es hier gelingt, 

gemeinsame Instrumente und Maßnahmen zu erarbei-

ten, wie auch diese Grundstücke bebaut und entwickelt 

und nicht weiter nur als (abstrakte) Wertanlage gehortet 

werden, wird auch die künftige Entwicklung der Stadtre-

gion+ in räumlich und strukturell sinnvollen und verant-

wortbaren Mustern erfolgen können. 

Es ist also der gemeinsame Leidensdruck, der alle Städte 

und Gemeinden zu verstärkter Kooperation bewegt; auf der 

anderen Seite erkennen die politischen Akteure auf allen 

Ebenen in den letzten Jahren immer stärker die Vorteile län-

der- und gemeindeübergreifender Zusammenarbeit, da 

dadurch vorausschauende Politik betrieben werden kann, 

die gerade dann notwendig ist, wenn auch für das kom-

mende Jahrzehnt mit starkem Wachstum zu rechnen ist, 

das Infrastrukturen, Boden und auch das stadtregionale 

Gemeinwesen stark beanspruchen wird. 

Wie diese Zusammenarbeit über die Länder- und Ge-

meindegrenzen in der Stadtregion+ am besten aussieht und 

welche gemeinsamen Instrumente oder gar Institutionen 

dafür geeignet sind, muss deswegen Gegenstand einer of-

fenen Diskussion sein, in der es gelingen muss, dass alle auf 

Augenhöhe diskutieren und gewürdigt werden: von der 

kleinen Gemeinde im Seewinkel bis hin zur Weltstadt in der 

Mitte der Stadtregion!

16
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Baulandreserven bzw. Siedlungspotentiale auf dem 1.000m-Raster 
in der SRO+ 2014 – Hochpotentialflächen
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Abbildung 2: Baulandreserven in der Stadtregion+ 



Adolf Andel

Wir wachsen über uns hinaus – 
Perspektiven zur Positionierung Wiens

Die Zielformulierungen für Wiens Zukunft finden im Grund-

sätzlichen wohl rasch einen breiten Konsens: die Sicherung 

der hohen Wiener Lebensqualität, wirtschaftliche Prospe-

rität, eine effiziente Verwaltung und eine angemessene 

soziale Absicherung, die auch künftig dafür sorgt, dass 

niemand der hier Lebenden unter die Räder kommt. Dazu 

eine zukunftsorientierte, kostengünstige, transparente und 

bürgernahe Erfüllung der kommunalen und staatlichen 

Aufgaben in der Wohnungs-, Bildungs-, Gesundheits- und 

Sicherheitspolitik verbunden mit abgesicherten Beteili

gungsmöglichkeiten der Betroffenen unter Wahrung der 

Minderheiten- und Kontrollrechte – dieser Zielkatalog 

hätte vermutlich eine überwältigende Zustimmung. Und 

tatsächlich ist festzustellen, dass Wien in diesen Diszipli-

nen teilweise sogar hervorragende und international auch 

anerkannte Leistungen aufzuweisen hat – für eine erfolgrei-

che Positionierung Wiens 2030 oder 2050 ist weit mehr als 

nur das Fundament gelegt. 

Positionierung Wiens in und mit der Ostregion

Die Rahmenbedingungen der städtischen Entwicklung sind 

nur teilweise von Wien selbst beeinflussbar und erfordern 

eine wirksame Abstimmung mit anderen Politikebenen. Po-

litik und Verwaltung, aber auch die AkteurInnen der Wirt-

schaft und der Zivilgesellschaft sind gefordert. Die zukunfts-

fähige Positionierung verlangt aber nicht nur die eine oder 

andere kurzfristige Optimierung in Detailabläufen, sondern 

eine mittel- bis langfristige Neuorientierung.

18
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Stärkung und Sicherung des Wirtschaftsstandortes

Die gesamte Metropolregion Wien ist längst ein eng ver-

zahnter Wirtschaftsraum. Es muss das größte Interesse 

nicht nur der Stadtregion, sondern auch der Bundesre-

gierung sein, eine vielfältige und leistungsfähige Struktur 

zu unterstützen und den Anschluss an die dynamischen 

Wirtschaftsräume Europas nicht zu verlieren. Der Ausbau 

der technischen wie sozialen Infrastrukturen, ein gemein-

sames Standortmarketing und regional abgestimmte 

Rahmensetzungen, die zügige und vor allem verlässliche 

Projektrealisierungen ermöglichen, sind dafür ebenso not-

wendig, wie kräftige Impulse durch sinnvolle öffentliche 

Investitionen und die Schaffung von vielfältigen Beschäf-

tigungsmöglichkeiten für die unterschiedlich qualifizierten 

Arbeitssuchenden. 

Standortpolitik alleine wird aber nicht reichen. Vollbe-

schäftigung, vernünftige Einkommen und die Bekämpfung 

der Arbeitslosigkeit werden nur zu erreichen sein, wenn 

eine faire Verteilung sowohl der vorhandenen Arbeit als 

auch der geleisteten Wertschöpfung gelingt. Wenngleich 

den Stadtregionen dafür kaum Instrumente zur Verfügung 

stehen, gelten diese doch als Motoren und Inkubatoren der 

wirtschaftlichen, der gesellschaftlichen und kulturellen Ent-

wicklung und müssen daher Veränderung in diese Richtung 

vorantreiben. 

Flächensparende Siedlungsentwicklung 

Sparsamer, effizienter Ressourceneinsatz und Klimaschutz 

sind die Leitthemen für Europa – die Flächeninanspruch-

nahme durch die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung ist 

daher einer der zentralen Ansatzpunkte für gesamtgesell-

schaftlich relevante, sinnvolle Rahmensetzungen.

Das Paradoxon der verkehrsinduzierenden Siedlungs-

entwicklung ist seit langem bekannt: Die mit immer 

knapperen Mitteln ausgestattete öffentliche Hand finan-

ziert über individualisierte Förderungen mit enormem 

Aufwand die weitere Ausbreitung von zersiedelten 

Strukturen auch im Stadtumland – um dann die exponen

tiell erhöhten gesellschaftlichen Folgekosten für Betrieb 

und Instandhaltung der ineffizienten Infrastrukturen tragen 

zu müssen.

In der stadtregional abgestimmten Instrumenten

kombination von Flächenwidmungs-, Bebauungsplanung 

und Wohnbauförderung liegt ungenutztes Steuerungs-

potential für eine langfristig nachhaltige und effiziente 

Siedlungsentwicklung in der Metropolregion Wien. Die 

Siedlungsentwicklung ist eines der wenigen Politikfelder, 

in denen auf kommunaler Ebene langfristige, strategische 

Entscheidungen getroffen und umgesetzt werden könnten. 

Es geht um Themen 

■■ der von den Gemeinden zu verantwortenden 

überschießenden Baulandausweisungen, 

■■ der Problematik der Baulandhortung seitens der 

GrundeigentümerInnen und 

■■ der Schwierigkeiten der rechtskonformen 

Ausgestaltung und politischen Durchsetzung von 

Instrumenten der Baulandmobilisierung, 

■■ der angemessenen Besteuerung von privatisierten 

Widmungsgewinnen und 

■■ der Notwendigkeit eines sorgsameren Umganges mit 

dem unvermehrbaren Gut „Boden“ sowie

■■ der massiven Eigenheimförderung trotz enormer 

Investitions- und Folgekosten. 

Zukunftsfähige Mobilitätspolitik

Mit dem überdurchschnittlich hohen Wachstum von Wirt-

schaft und Bevölkerung und den zunehmenden Verflechtun

gen innerhalb der Agglomerationen wird sich in Zukunft auch 

die Mobilität weiter intensivieren und verändern (müssen). 

Zu einer umfassend verstandenen Mobilitätspolitik gehört 

die Steuerung der Siedlungsentwicklung mit dem Ziel, 

■■ unnötige Fahrten zu reduzieren, vielleicht sogar die 

Anschaffung eines Autos überflüssig zu machen 

■■ und den Modal Split mit noch mehr Nachdruck 

zugunsten des Öffentlichen Nahverkehrs zu verändern. 

Gleichzeitig muss aber auch die Notwendigkeit anerkannt 

werden, die Stadtregion Wien noch stärker als bisher als 

einen in die globalisierte Wirtschaftsstruktur integrierten, 



konkurrenzfähigen Standort weiter zu entwickeln. Damit 

verbunden ist unweigerlich die Bereitstellung leistungsfähi-

ger Verkehrsinfrastrukturen – ein Dilemma, das teilweise 

durch eine im Grunde genommen radikale Änderung der 

Verkehrsmittelwahl im Personenverkehr (modal split) und 

durch die Weiterentwicklung der Fahrzeugtechnologien ge-

lindert werden muss.

Was in diesem Bereich derzeit fehlt, sind die Abstim-

mung energie-, umwelt-, siedlungs- und verkehrspolitischer 

Zielsetzungen im Rahmen einer konsistenten Agglomera

tionspolitik des Bundes und der Länder, Transparenz und 

klare Regeln bei der Finanzierungs- und Fördervergabe 

sowie verlässliche Finanzierungsstrukturen und eine ge-

wisse Planungssicherheit.

Daher braucht es eine grundlegende Finanzierungsre-

form unter Einbeziehung aller bestehenden Finanzierungs-

ströme in Verbindung mit einer umfassenden Strukturre-

form des öffentlichen Personennah- und -regionalverkehrs, 

sowie zusätzliche Mittel durch nachhaltige Finanzierungsin-

strumente, die gleichzeitig Lenkungseffekte im Bereich der 

regionalen Siedlungs- und Verkehrsentwicklung speziell in 

Agglomerationsräumen mit sich bringen. 

Kooperation (in) der Stadtregion: Die Suche nach 
der Win-Win-Situation

Die Abstimmung der die Siedlungsentwicklung, Infrastruk-

tur und Mobilität sowie den Wirtschaftsstandort betreffen

den Sachpolitiken zwischen Wien, Niederösterreich und 

dem Burgenland ist eine höchstrangige strategische 

Notwendigkeit. Die vorliegenden Dokumente mit Absichts-

erklärungen zur strukturierten Kooperation in der Ostregion 

müssten den Beteiligten Ansporn genug sein, die koopera-

tive Nutzung der Win-Win-Potentiale mit weitaus deutliche-

rer Ergebnisorientierung rasch voranzutreiben. Erfolgreiche 

stadtregionale Kooperation erfordert:

■■ eine in der Politik und nicht nur in der planenden 

Verwaltung verankerte, verbindliche regionale 

Planungsebene;

■■ abgestimmte Fachressorts und klare Rahmensetzungen 

für die betreffenden Wirtschaftszweige;

■■ eine stadtregionale Aufgabenverteilung, deren Vorteile 

für alle beteiligten Gebietskörperschaften und deren 

politische EntscheidungsträgerInnen erkennbar sind,  

in Verbindung mit 

■■ einem korrespondieren regionalen Lastenausgleich.

Die europäischen Stadtregionen haben sehr ähnliche 

Herausforderungen zu bewältigen. In einem erfolgrei-

chen Europa braucht es daher passende Regelungen und 

Standards, die nicht nur nationale Interessen und die 

der Finanzwirtschaft, der Agrar-, Industrie- und Dienst

leistungskomplexe spiegeln, sondern die auch den Stadt-

regionen gerecht werden und ihnen ermöglichen, die 

Wohnsubstanz, die Infrastruktur und die Einrichtungen der 

Daseinsvorsorge zu schaffen und zu erhalten – Stichworte 

sind Maastricht-Kriterien, Abwehr von Privatisierungen.

Die großen Aufgaben in der Region und in der Durch-

setzung einer europäischen Metropolenpolitik sind jedoch 

nur zu lösen, wenn es auch mit der Bundesebene eine funk-

tionierende Abstimmung gibt und diese die Zugkraft der 

Stadtregion unterstützt. Wenn die Metropolregion Wien  

ein hochattraktiver Standort ist und bleibt, profitiert ganz 

Österreich. Voraussetzung dafür ist die ausreichende Berück

sichtigung der städtischen Dimension in einer ambitionierten 

österreichischen und europäischen Regionalpolitik. 

Sicherung des „guten Miteinander“ in einer 
wachsenden und flukturierenden Stadt(region)

Die Abstimmung der räumlichen Entwicklung mit gesell-

schaftlichen Prozessen gewinnt mit zunehmender Plurali-

sierung und wachsenden sozialen Ungleichheiten innerhalb 

der Bevölkerung an Bedeutung. Ungleiche Voraussetzungen 

auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt, tradierte Präferen-

zen der Haushalte bei der Wohnungswahl und mangelnde 

Integration von Bevölkerungsschichten können zu proble-

matischen Verdrängungseffekten, zu sozialer Segregation 

und zur Entstehung von vielseitig belasteten Wohngebieten 

führen.  

Dass Wien und die Ostregion wachsen und weiterhin 

wachsen werden, ist inzwischen allgemein bekannt, die 
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Auswirkungen sind aber erst in Ansätzen abschätzbar. Poli-

tisch wirksam und in der Stadt(region) sichtbar werden vor 

allem der steigende Wohnungsbedarf, die deutlich ausge-

weitete Wohnbautätigkeit und die Veränderungen in den 

Schulklassen.

In den letzten 10 Jahren sind 49% der Wiener Bevölke-

rung oder ca. 910.000 Menschen zugezogen. Ungefähr 

38% davon kamen aus anderen Bundesländern und 62% 

aus dem Ausland. Dazu kommt noch die Binnenwanderung 

innerhalb Wiens – 2016 waren das weitere 180.000 Über-

siedlungen.

Auch wenn ein Teil der Zugewanderten zwischenzeitlich 

wieder weggezogen sein sollte – die Wanderungsbewegun-

gen bewirken eine enorme Ausweitung der sozialen Band-

breite städtischen Lebens, auch unabhängig vom Aspekt 

der vielfältiger werdenden kulturellen Hintergründe. 
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Abbildung 1: Wanderungsbilanz Wien 2016, Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung ÖIR Projekthaus
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Abbildung 2: EinwohnerInnen Wien 2017 nach Geburtsort, Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung

zu integrieren hätten, ist die reale Entwicklung längst 

hinweggegangen. Die hier Lebenden prägen die Stadt, 

unabhängig von ihrem Geburtsort oder ihrer Staatszuge-

hörigkeit.

Was macht dieses Fluktuieren der Menschen mit der Stadt, 

mit dem Leben in den Gemeinden der Stadtregion? 

■■ Informelle soziale Strukturen können sich bei einer der-

artigen Veränderungsdynamik nicht über langjährige 

Nachbarschaftsverhältnisse herausbilden, überlieferte 

soziale Traditionen und lokale Institutionen müssen un-

weigerlich einen substanziellen Wandel schaffen – oder 

sie werden nicht weiterbestehen. Die informellen, zivil-

gesellschaftlichen Strukturen der künftigen Stadtgesell-

schaft entwickeln sich zwangsläufig entlang anderer 

Orientierungslinien.

Ähnliche Relationen zwischen Zu- und Wegzügen zeigen 

sich übrigens auch in vielen Gemeinden der Stadtregion. 

Was in Wien allerdings besonders hervorsticht, ist das 

Tempo und der inzwischen festzustellende und auch weiter-

hin zu erwartende Umfang der Veränderungen. 

■■ Von den EinwohnerInnen Wiens sind 47% auch hier 

geboren (Stand 2017) – inkl. jener mit „Migrationshin-

tergrund“.

■■ Von jenen, die max. 12 Jahre hier gemeldet sind, sind 

nur 32% „geborene WienerInnen“. 

Wien wurde zu einer wachsenden und fluktuierenden Stadt, 

und das Ausmaß der Veränderungen ist unumkehrbar: 

Über das Konzept einer autochthonen, vielleicht sogar 

völkisch definierten Leitkultur, in die sich ZuwanderInnen  

Ausland 
35%

Wien 
47%

Bundesländer 
18%
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Wenn für die in ganz unterschiedlichen sozialen Verhält

nissen lebende, sich rasch verändernde, jünger werdende 

Stadtgesellschaft in Ergänzung zur Daseinsvorsorge Support 

für konstruktive informelle Strukturen gegeben werden soll, 

ist nach unserer Überzeugung vor allem auch die Ebene der 

(gesamtstädtisch abgestimmten) Stadtteilpolitik gefordert. 

Vielleicht 

■■ in Form einer neuen Art von ganz konkretem 

Stadtteilmanagement; 

■■ muss das Facility Management quartiersbezogen neu 

gedacht werden; 

■■ wären Stadtteilbeiräte – offen für alle  

BewohnerInnen – einzurichten, und

■■ irgendwann auch die Rolle der Bezirksstrukturen 

nachzujustieren

■■ Die Wohnsitzgemeinde wird immer weniger bestim-

mend für die Identitätsbildung und das gesellschaftliches 

Leben. Das „Sich Austauschen“ verläuft stärker entlang 

familiärer, beruflicher, milieu-spezifischer, aber nicht 

entlang stadtteilspezifischer Identitäten. In einem Stadt-

quartier entstehen möglicherweise strikt voneinander 

getrennte Milieus direkt nebeneinander.	

■■ Die Wanderungsdynamik und die zunehmende Fluktua-

tion auch innerhalb der Stadt betrifft zunehmend auch 

das Thema der demokratischen Repräsentanz und der 

Legitimation von lokalen Mitbestimmungsprozessen. 

Waren auf Gesamtstadtebene 2008 noch 81% der über 

16-Jährigen wahlberechtigt, sind es 2017 nur mehr  

69% – Tendenz weiter fallend! 

 maximal 12 Jahre 
hier gemeldet

Ausland 
53%

Wien 
32%

Bundesländer 
15%
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Wien und seine Kooperation mit dem 
Wiener Umland 

St. Pölten ist zwar die politische Hauptstadt Niederöster-

reichs, Wien ist aber eindeutig das soziale Zentrum der 

ganzen Region. Wien, Niederösterreich und das Burgen-

land sind – betrachtet man die gesellschaftlichen Beziehun-

gen –  ein Lebensraum. Ein Lebensraum ohne Grenzkont-

rollen, Grenzbalken und Grenzbeamte, aber mit politischen 

Grenzen, den Landes- und Gemeindegrenzen – drei Bundes-

länder und 745 Gemeinden. 

Wien, Niederösterreich und das Burgenland sind ein 

Lebensraum, in dem die Bevölkerung über die Grenzen 

hinweg die Lebensbereiche Ausbildung, Freizeit, soziale 

Netzwerke, Gesundheit, Arbeit und Wohnen gestaltet. Die 

Angebote und Möglichkeiten dieser Lebensbereiche in Wien 

sind für NiederösterreicherInnen und BurgenländerInnen 

attraktiv. Umgekehrt sind die Angebote und Möglichkeiten 

in Niederösterreich und im Burgenland für zahlreiche Wie-

nerInnen interessant. 

Was bedeuten Lebensraum und Wien als soziales Zen-

trum konkret? SORA hat in einer sozialräumlichen Analyse 

die Stadt-Umland Beziehungen1 und in einer Sonderauswer-

tung der Sozialwissenschaftlichen Grundlagenstudie SOWI 

Wien2 die Bevölkerung näher analysiert sowie demographi-

sche Daten der Statistik Austria ausgewertet. 

Derzeit leben in Wien 130.000 Menschen, die in Nieder-

österreich geboren sind. Andererseits hat ein Drittel der 

im Wiener Umland lebenden Menschen bereits einmal 

länger als ein halbes Jahr in Wien gelebt. Vor allem 40% 

der jungen Familien mit schulpflichtigen Kindern und zwei 

Drittel aller Akademikerinnen und Akademiker im Umland 

waren in ihrem Leben auch bereits einmal Wienerinnen 

Günther Ogris, Evelyn Hacker, Julia Simon
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und Wiener. So ist es auch kein Wunder, dass die Hälfte der 

Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher, die Nord-

burgenländerInnen sind mitgemeint, jedes Jahr in Wien 

Freunde besucht. Und jede und jeder Dritte in Wien hat 

Verwandte, die zu einem regelmäßigen Hin und Her führen. 

Jede und jeder Achte aus dem Umland hat in Wien eine re-

gelmäßig genutzte Wohnmöglichkeit. Etwa jede/r Sechste 

aus dem Umland arbeitet in Wien. 

Jede/r zweite UmlandbewohnerIn kauft regelmäßig in 

Wien ein und 40% besuchen in Wien die Kultureinrich

tungen, vor allem Schönbrunn, die Stadthalle und das 

Raimundtheater haben eine besondere Sogwirkung. Die 

Hälfte der UmlandbewohnerInnen war bereits einmal meh-

rere Tage in einer Wiener Gesundheitseinrichtung in 

Behandlung, und auch dafür kommen dann die Verwandten 

auf Besuch.

Auch junge Erwachsene aus ärmeren Nachbarländern, 

wie zum Beispiel Polen, Slowakei, Ungarn, Kroatien und 

Bulgarien, zieht das vielfältige Angebot Wiens an. Das Re-

sultat ist ein massives Wachstum der gesamten Region. In 

Durchschnitt der letzten sechs Jahre ist die niederösterrei-

chische Bevölkerung um 10.000 Menschen gewachsen und 

die Anzahl der ArbeitnehmerInnen um 5.000 gestiegen. 

Im Burgenland wuchs die Bevölkerung um 1.200 und die 

Anzahl der ArbeitnehmerInnen um 1.000 Personen. In 

Wien gab es im Durchschnitt einen Bevölkerungsanstieg 

um 28.000 Menschen und einen Beschäftigtenzuwachs 

von 10.000 Personen. In Wien wachsen die Quadratmeter 

an Wohnraum pro Person und die Zahl der Arbeitsplätze 

allerdings nicht ausreichend mit der Bevölkerungsentwick-

lung mit3.   

Die niedrigen Löhne für Frauen im ländlichen Raum, 

die überdurchschnittlichen Erfolgsraten der Frauen bei der 

Matura und die oft nur halbtägig vorhandene Kinderbetreu-

ung sorgen dafür, dass die Landflucht überdurchschnittlich 

weiblich ist. 

Bedarfsorientierte Gemeindekooperationen

Diese Vernetzung und Verdichtung des sozialen Lebens 

zwischen Stadt und Gemeinden, gekoppelt mit der Wachs-

tumsdynamik, fordern einen erhöhten Kooperationsbedarf. 

Evelyn Hacker und Julia Simon von SORA haben daher im 

Rahmen des Projekts „Regionale Kooperationen im Groß-

raum Wien“ die Einstellungen und Motive von Bürger

meisterInnen in der Umgebung von Wien näher durch

leuchtet4. 

Es gibt zahlreiche Kooperationen von Gemeinden, die 

vor allem durch budgetäre Nöte ausgelöst werden. Die 

Gemeinden kooperieren in unterschiedlichen Konstella-

tionen, um Kosten bei Ver- und Entsorgung oder bei Ver-

waltungsaufgaben, zum Beispiel bei der Lohnverrechnung 

oder durch gemeindeübergreifende Großbestellungen, zu 

sparen. Ebenso sind Kooperationen im Bereich von Wirt-

schaftsentwicklung, Sozial- und Gesundheitsversorgung für 

die Gemeinden interessant. 

Im Hinblick auf die Bereiche Wohnen, Siedlungsent-

wicklung und Raumordnung haben die Gemeinden starke 

Eigeninteressen und wenig Bereitschaft, ihre Eigenständig-

keit im Bereich der Raumordnung aufzugeben. Die Bürger-

meisterInnen wollen einerseits die Sozialstruktur ihrer Ge-

meinde, das Gemeinwesen sowie den ländlichen Charakter 

erhalten, andererseits befürchten sie finanzielle Belastun-

gen. Eine überregionale Steuerung könnte dazu führen, 

dass die Preise und die Kosten für die Infrastruktur explodie-

ren, die Heimatbevölkerung abwandert und eine Gentrifi-

zierung der Dörfer stattfindet. Angestrebt werden viel eher 

ein natürliches Zusammenwachsen der Siedlungsgebiete 

von benachbarten Gemeinden und eine bedarfsorientierte 

punktuelle Kooperation, so dass auch die Interessen der 

Heimatbevölkerung gewahrt werden können. 

Welche Rolle das Land Niederösterreich bei der zukünftigen 

Gestaltung der Siedlungsentwicklung durch die Gemeinden 

spielt, ist unklar. Die Gemeinden gehen davon aus, dass das 

1 	 SORA Umfrage: Die Zentralortfunktion Wiens, N = 1000 Befragte im Umland in Niederösterreich und dem Burgenland, Dezember 2010 
2	 Leben und Lebensqualität in Wien – Sozialwissenschaftliche Grundlagenforschung für Wien  
	 (https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/grundlagen/stadtforschung/verhaltensforschung/lebensqualitaet/)  	  
3	 www.statistik.at – Zahlen zu Bevölkerungsentwicklung und Beschäftigung aus dem Oktober 2017 
4	 Evelyn Hacker, Julia Simon, Forschungsbericht für die MA50, Regionale Kooperationen im Großraum Wien 2017
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Land zukünftig mehr eingreifen wird und sich nicht nur auf 

die Definition von Siedlungsgrenzen beschränkt. Es wird 

damit gerechnet, dass es von Seiten des Landes Vorgaben 

und Auflagen für die Kooperation zwischen den Gemeinden 

und auch mit der Stadt Wien bei der Raumplanung geben 

wird. Die Stadt Wien ihrerseits ist sich der Schwierigkeiten 

einer überregionalen Kooperation im Bereich der Siedlungs-

entwicklung bewusst, gleichzeitig wird hier eine tragfähige 

Kooperation jedoch als Notwendigkeit gesehen. 

Aus Wiener Sicht ist die Interessenslage eine andere: 

Die Verdichtung soll vor allem in den Gemeinden entlang 

der Schnellbahn passieren, um einen höheren Anteil der 

PendlerInnen in den Öffentlichen Verkehr zu bringen und 

die Belastung der Stadtbevölkerung durch den Autoverkehr 

zu verringern. Wien hat weiters das Interesse, dass eine 

Verdichtung in den niederösterreichischen Schulstandorten 

erfolgt und Niederösterreich die Versorgungslücke an 

Matura-führenden Schulen schließt. Damit sollen die Ver-

drängung von Wiener Kindern in der Sekundarstufe II durch 

EinpendlerInnen aus Niederösterreich verringert und die 

Chancen auf einen sozialen Aufstieg der Wiener Kinder 

erhöht werden.

Interessengegensätze moderieren

Die Region bräuchte eine gemeinsame Vision, gemeinsame 

Zielsetzungen und auch eine gemeinsame Strategie sowie 

gemeinsame Aushandlungsprozesse, um die Interessensge-

gensätze zwischen Wien und den Umlandgemeinden zu 

moderieren. Die Gemeinden stehen einer gemeinsamen 

Strategie jedoch kritisch gegenüber, da sie die geltenden 

Gesetze im Hinblick auf Kompetenzverteilung, Widmungen 

und den finanziellen Ausgleich als Hindernisse für eine kon-

struktive Kooperation auf Augenhöhe sehen.

Die Gemeinden wollen keine gemeinsame Steuerung, 

sehen aber Richtwerte (Mindeststandards) in Bezug auf 

die Lebens- und Wohnqualität sowie den Umwelt- und 

Gesundheitsschutz als sinnvoll an. Dazu ist es notwendig, 

bei einer kooperativen Raumplanung die Themen Verkehr 

und Infrastruktur von vornherein zu integrieren. Im Bereich 

Siedlungsentwicklung werden verbindliche Vereinbarun-

gen, gemeinsame Strategien oder auch eine gemeinsame 

Steuerung ebenfalls abgelehnt. Die Kooperation soll auf 

Vernetzung zum Zwecke eines Austausches über aktuelle 

Entwicklungen und angestrebte Veränderungen beschränkt 

werden.

Eine gemeinsame Vision für die Stadtregion als Grund-

lage und Richtlinie für die operative Zielformulierung und 

Planung müsste die bestehenden Interessen bündeln, die 

Gemeinschaft der Akteure stärken und über die einzelnen 

ideologischen Grenzen hinweg anschlussfähig sein.

Als Beispiel für neue politische Konstellationen im Be-

reich der Siedlungsentwicklung, die den Dialog zwischen 

unterschiedlichen InteressensvertreterInnen anregt und 

intensiviert, gelten die regionalen Leitplanungen in Nieder-

österreich. Gemeinsam stimmten die Gemeinden ihre Inte-

ressen und Vorhaben ab und erarbeiteten eine gemeinsame 

Position für das zukünftige Vorgehen. Hier gibt es Potenziale 

für die regionale Kooperation zwischen Stadt und Land. Eine 

Überlegung, um bestehende Grenzen aufzulösen, wäre die 

Zusammenlegung der Bundesländer. Ergänzende Maßnah-

men ohne Auflösung der Landesgrenzen, die Potenziale für 

die Förderung regionaler Kooperationen zeigen, sind 

Kooperationsregeln im Rahmen von 15a-Vereinbarungen5  

sowie finanzielle Förderungen. Speziell das Budget, nämlich 

ein eigenes Budget für die regionale Stadtentwicklung und 

Raumplanung, ist zentral für die zielgerichtete und erfolg-

reiche Kooperation. 

Perspektiven für die Stadtregion+ 

Die im PGO Projekt „Stadtregion+“ formulierten Ziele und 

Strategien sind sicher tauglich, um die Lebensqualität der 

Menschen in den drei Bundesländern zu optimieren. Diese 

Ziele zur Siedlungs- und Standortentwicklung der Stadtre-

gion+ werden wie folgt ausformuliert:

5	 Bund-Länder-Vereinbarungen gemäß Art. 15a des Bundesverfassungsgesetzes
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■■ „Konzentration des Ausbaus von regionalen Entwick-

lungszentren/Standorten an Schnittpunkten des hoch-

rangigen Schienen- und Straßennetzes. (…)

■■ Erhalten der dörflichen Strukturen in Achsenzwischen-

räumen. Abseits der Entwicklungsachsen soll die Struktur 

des ländlichen Raumes erhalten und verbessert sowie 

auf die Wahrung des dörflichen Charakters der Siedlun-

gen geachtet werden. (…)

■■ Einschränken der Siedlungsentwicklung in landschaft-

lich sensiblen Gebieten sowie in jenen Teilräumen der 

Stadtregion, in denen entsprechende Verkehrs- bzw. 

Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen nicht oder nur mit 

unverhältnismäßig hohem Aufwand hergestellt werden 

können. (…)

■■ Erhalten und Schaffen abgegrenzter, kompakter und ge-

gliederter Siedlungsstrukturen. Vorrangige Entwicklung 

der Orts- und Stadtkerne. Innenentwicklung vor Außen-

entwicklung. 

■■ Vermeiden von Zersiedelungen an den Orts- und Stadt-

rändern. Fördern der Verdichtung im Bestand, insbeson-

dere in zentrennahen Lagen. (...)

■■ Förderung verdichteter Bauformen. Boden, Infrastruk-

turkosten und Energie sparen. Ausschließlich verdichtete 

Bebauung im Einzugsbereich von Haltestellen des hoch-

rangigen ÖV. (...)

■■ Schaffen eines möglichst ausgewogenen Verhältnisses 

zwischen Wohnbevölkerung und Arbeitsmöglichkeiten in 

der Region. Reduzierung des Berufspendelverkehrs (...)“

Die Verfolgung dieser Ziele wäre wesentlich effizienter, 

gäbe es eigene Budget-Mittel, die Bundeslandübergrei-

fende Kooperationen fördern könnten. Aber auf welcher 

politischen Ebene sollten diese Budgetmittel politisch 

verankert werden? 

Für diese Intensivierung der Kooperation der drei Bundes-

länder gäbe es eine Reihe von Optionen:

■■ Eine wenig realistische Idee wäre es, die drei Bundeslän-

der zusammenzulegen und so einheitliche Entschei-

dungsstrukturen für Raumordnung, Siedlungs- und Ver-

kehrspolitik, Wirtschaftspolitik etc. zu verankern.

■■ Eine andere, wesentlich leichter umzusetzende Idee wäre 

es, auf Bundesebene ein Ministerium für Stadtregionen 

einzusetzen, welches die Kooperation zwischen den 

Akteuren durch Budgetmittel zielgerichtet fördern 

könnte.

■■ Um mühsame Prozesse mit dem Bund zu vermeiden, könn-

ten die drei Bundesländer auch über einen 15a-Vertrag  

eine gemeinsame Förderstelle für solche Kooperationen 

einrichten, wobei die Ziele, die im Projekt Stadtregion+ 

definiert wurden, handlungsleitend sein könnten.

■■ Sollte zwischen den Bundesländern kein gemeinsamer 

politischer Wille erzielbar sein, könnte die Stadt Wien 

mit den mittleren und größeren Städten entlang der 

Schnellbahnverbindungen und den Schulstandorten in 

der Umgebung Wiens entlang dieser Ziele eine eigene 

Kooperationsplattform eröffnen. 

Die Stadt Wien könnte eine Kombination von drei Strate-

gien – ein Bundesministerium, einen 15a-Vertrag und eine 

eigene Kooperationsplattform – gleichzeitig verfolgen. Der 

gemeinsame politische Wille wird aber nur dann entstehen, 

wenn eine tragfähige Zukunftsvision für die Region gefun-

den wird, die das Vereinbaren konkreter Ziele ermöglicht.
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Verena Paul & Josef Hameter

Kooperationspotenziale in der  
Stadtregion Wien
Grundlagen, Rahmenbedingungen und 
Anknüpfungspunkte für die Initialisierung 
stadtregionaler Kooperationen

Wien wächst zunehmend Richtung Umland. Insbesondere 

südlich des 23. Wiener Gemeindebezirks Liesing an der 

Grenze zum Bezirk Mödling bestehen enge siedlungsstruk-

turelle und funktionale Verflechtungen mit den angrenzen-

den niederösterreichischen Gemeinden. Der Bevölkerungs-

druck erhöht die Nachfrage nach leistbarem Wohnraum. Die 

Siedlungsdynamik stellt außerdem eine Herausforderung 

für eine qualitative Entwicklung von Siedlungs- und Freiräu-

men, von Infrastrukturen aber auch für das soziale Gefüge 

und die Identifikation mit dem Wohnort dar. Angesichts der 

Stadtrandlage ist eine grenzüberschreitende Koordination 

und Zusammenarbeit notwendig. Durch die gemeinsame 

Entwicklung von Zielgebieten, eine Abstimmung rechtlicher 

Instrumente und die Initiierung von Bündnissen können 

eine nachhaltige Raumentwicklung und Wohnraumversor-

gung sowie eine gute Qualität von Naherholungsgebieten, 

Verkehrsinfrastrukturen und sozialen Dienstleistungen auf 

stadtregionaler Ebene angesteuert werden. Die exemp-

larische Analyse bestehender Kooperationsansätze zeigt 

diesbezügliche Chancen, aber auch Barrieren. Potenziale 

erschließen sich aus den Aktivitäten der „Planungsgemein-

schaft Ost“ und des „Stadt-Umland-Managements“, aus 

den im Zuge der Regionalen Leitplanung Mödling erfolgten 

Abstimmungsprozessen zwischen niederösterreichischen 
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Gemeinden sowie aus EU-kofinanzierten Vernetzungspro-

jekten. Barrieren für stadtregionale Kooperationen beste-

hen im Zusammenhang mit unterschiedlichen rechtlichen 

Normen und wohnpolitischen Leitbildern, mangelnden 

Anreizsystemen und in der Schwierigkeit, einen regionalen 

Ausgleich für räumlich ungleich verteilte Nutzen und Lasten 

der Siedlungsentwicklung zu finden.

Zielsetzung und Methode

Das Projekt behandelte die Frage, wie man die Entwicklung 

in der Stadtregion Wien so steuern kann, dass die Qualität 

des Siedlungsraumes und des sozialen Gefüges langfristig 

erhalten bleibt. Als Untersuchungsgebiet wurde der südli-

che Wiener Raum ausgewählt, weil hier enge Verflechtun-

gen mit bzw. zwischen den niederösterreichischen Umland-

gemeinden bestehen. Gegenseitige Abhängigkeiten 

machen wiederum gemeinde- und länderübergreifende 

Kooperationen nötig. Im Zuge des Projektes wurden beste-

hende Kooperationen untersucht, um zu zeigen, welche 

Anknüpfungspunkte für weiterführende stadtregionale 

Kooperationen gegeben sind. Das Hauptaugenmerk wurde 

dabei auf freiwillige und netzwerkartige Kooperations

formen gerichtet, die einen Ausgangspunkt für eine schritt-

weise Institutionalisierung regionaler Kooperationen 

darstellen können. Die Ergebnisse basieren auf einer Litera-

turanalyse, auf Erhebungen vor Ort, einer Analyse von 

Dokumenten und auf Leitfadeninterviews mit ExpertInnen 

aus den Bereichen Politik, Verwaltung und Forschung.

Mehrwert stadtregionaler Kooperationen 

Kooperationen in Stadtregionen haben auf verschiedenen 

Ebenen einen Mehrwert. Sie ermöglichen nicht nur Syner-

gien und Einsparungen, sondern auch das Verfolgen strate-

gischer (langfristiger) Ziele. Dabei liegen die maßgeblichen 

Vorteile im Zusammenführen von Schlüsselpersonen, in 

Lernprozessen, in der Schaffung einer Vertrauensbasis, 

einer stärkeren Position gegenüber Dritten (dem Bund, der 

Wirtschaft), einem besseren Image gegenüber Unterneh-

men und in einer vereinfachten Kommunikation. Dadurch 

können Konflikte besser bearbeitet und Lösungen ent

wickelt werden, die in „ausgetretenen Pfaden“ gar nicht 

gefunden oder in Betracht gezogen worden wären. Eine 

regionale Abstimmung im Bereich des Wohnungswesens 

kann die Vielfalt des Wohnraumangebotes und die Versor-

gung mit (technischen und sozialen) Dienstleistungen opti-

mieren. Regionale Kooperationen orientieren sich an Qua-

litäten von Wohn- und Wirtschaftsstandorten. Sie tragen 

durch diese integrierte Sichtweise zu einer besseren Lebens-

qualität für die Bevölkerung bei. 

Bestehende Kooperationen

Stadtregionale Kooperationen sind in Österreich in den 

Bereichen der Radwegenetze, der Freizeit-einrichtungen 

und Erholungsräume sowie der Ver- und Entsorgungsinfra-

struktur häufig, ebenso im Verkehrsbereich und bei der Ab-

stimmung von Großprojekten. In den strategisch relevanten 

Bereichen der sozialen Infrastruktur, Siedlungsentwicklung 

und Boden- bzw. Wohnungspolitik wird jedoch vergleichs-

weise selten kooperiert.1 Auch im südlichen Wiener Raum ist 

eine interkommunale und länderübergreifende Zusammen-

arbeit in den Bereichen der Wasser-, Abwasser- und Abfall-

wirtschaft gut etabliert. Im Bereich der sozialen Infrastruk-

tur, Siedlungsentwicklung und Boden- bzw. Wohnungspo-

litik besteht zwar eine Vernetzung auf Verwaltungsebene 

(Planungsgemeinschaft Ost), im Regelfall wird jedoch 

wenig kooperiert. Kooperationen wären aber wichtig, denn 

eine Problematik besteht darin, die Ebene der Gesamtre-

gion mit der Ebene der Gemeinden anhand gemeinsamer 

Entwicklungsziele zu verbinden. 

Es gibt derzeit viele anlassbezogene Abstimmungen 

und Kooperationen, die auf verschiedenen Ebenen parallel 

ablaufen und vom „Stadt-Umland-Management“ (SUM) 

unterstützt werden. Diese Prozesse müsste man auf regio-

naler Ebene in eine strategische Richtung lenken, wozu aber 

derzeit eine institutionelle Struktur bzw. ein organisatori-

scher Kern fehlt.

1	 TU Wien und KDZ im Auftrag der ÖROK (Agenda Stadtregionen: 2016)
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Kooperationsbarrieren

Regionen werden zwar im Alltag wegen der zunehmenden 

Mobilität und Flexibilität immer wichtiger, sind aber keine 

eigenständige politische Ebene und können nicht „top-

down“ gesteuert werden. Dazu kommen erschwerend die 

Ländergrenze, zersplitterte Zuständigkeiten und Träger-

schaften sowie verschiedene gesetzliche Regelungen, die 

Kooperationsbarrieren darstellen. Regionale Kooperatio-

nen müssen von oben – also durch die staatliche Ebene 

oder durch EU-Programme – „angeschoben“ werden. Der-

zeit fehlen Förderungen von entsprechenden Modellvorha-

ben oder innovativen Ansätzen. Diese wären aber nötig, um 

Impulse zu setzen und Prozesse einer kooperativen Selbst-

steuerung in der Stadtregion Wien auszulösen. Vor allem 

für Stadt-Umland-Kooperationen ist der mangelnde struk-

turelle Fit in Bezug auf Größe, Abläufe und Entscheidungs-

kompetenzen der AkteurInnen eine Barriere für Koopera

tionen. Dazu kommen heterogene Interessen von Umland-

gemeinden, die ein gemeinsames Vorgehen erschweren. 

Kooperationspotenziale

Im Zuge der Regionalen Leitplanung Mödling wurde ein Ab-

stimmungsprozess initiiert, der einen Ansatzpunkt liefert, 

um das Asymmetrie-Problem zu entschärfen. Die Harmoni-

sierung von Entwicklungsvorstellungen durch die Formulie-

rung von Leitsätzen und die Festlegung von Zielgebieten 

unter den Gemeinden des Bezirkes Mödling stellen auch für 

die Wiener Seite eine Erleichterung für die Initialisierung 

von stadtregionalen Kooperationen dar. Neue Chancen für 

die Etablierung einer Kooperationskultur eröffnen sich auch 

aus EU-geförderten Pilotprojekten, rechtlichen Erleichte-

rungen für Gemeindekooperationen und aus der Möglich-

keit der Kommunalsteuerteilung. 

Stadtregionale Kooperationen können an bestehende 

Abstimmungsprozesse und Zusammenarbeitsformen an-

knüpfen. Grundsätzlich gibt es vier Ebenen, auf denen sich 

diesbezügliche Potenziale erschließen lassen: die Ebene von 

Projekten, die Ebene der raumordnungsrechtlichen Instru-

mente, die Ebene der Entwicklung von Zielgebieten in 

Teilräumen und die Ebene strategischer Zusammenschlüsse 

in Form von Bündnissen. Positive Erfahrungen mit projekt-

bezogenen Kooperationen schaffen Erfolgserlebnisse und 

ein „Kooperationsklima“. Sie können so zu einem wichtigen 

Baustein einer inkrementellen Strategie werden, um stadt-

regionale Zusammenschlüsse auf den Weg zu bringen. Dazu 

eignen sich funktionale Themenstellungen, die in über-

schaubaren Projekten bearbeitet werden können, aber 

auch die Definition von Teilräumen, für die gemeinsame 

Entwicklungsgebiete festgelegt werden. Eine weitere Mög-

lichkeit zur Kooperation besteht auf Ebene der Abstimmung 

rechtlicher Instrumente. Schließlich können Bündnisse 

geschlossen werden, um auf der Basis gemeinsamer 

Zielformulierungen konkrete Umsetzungsschritte einzu

leiten.

Auf fachlicher und politischer Ebene besteht Einigkeit 

darüber, dass das Bevölkerungswachstum in städtischen 

Verflechtungsräumen mit Qualitäten verbunden werden 

muss, die sich auf bauliche Verdichtung, die Gestaltung von 

Freiräumen und öffentlichen Räumen beziehen. Diesbezüg-

lich wäre ein Diskussionsprozess zu den spezifischen Quali-

täten von suburbanen Räumen und Gebieten am Stadtrand 

in Gang zu bringen, auf dessen Basis Rückschlüsse für die 

Wohnqualitäten im geförderten Wohnbau gezogen werden 

können. 

Kleinere Pilotprojekte wie ein von der EU kofinanziertes 

Projekt zur Weiterentwicklung des Marktviertels in Vösen

dorf haben Symbolwirkung und zeigen Möglichkeiten auf, 

wie man Wohngebiete an Einfahrtsstraßen in Zukunft 

aufwerten könnte. Eine gezielte Beschäftigung mit dem 

Stadtrand kann als verbindende Geste gegenüber der Be-

völkerung und der Politik dienen und lässt sich medial gut 

verwerten.

Im Zuge der ExpertInneninterviews kristallisierten sich 

außerdem die Bereiche Kinderbetreuung, Pflichtschule und 

betreutes Wohnen als Bereiche für zukünftige Koopera

tionen heraus, um die Versorgungssituation der Wohnbe-

völkerung zu verbessern. Eine inhaltliche Erweiterung des 

Monitorings der „Stadtregion+“ könnte entsprechende An-

knüpfungspunkte für eine regional abgestimmte Bedarfs

planung in den Bereichen sozialer Dienstleistungen aber 

auch der Wohnraumversorgung liefern. 
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Steigende soziale und bauliche Dichten verändern das Zu-

sammenspiel privater und öffentlicher Räume. Die Quali-

tätsanforderungen an die Bebauung, die Erschließung, Frei-

räume und Nutzungen werden erhöht. Damit aus Verdich-

tungsprozessen Vorteile generiert werden können, müssen 

sie außerdem mit individuellen und öffentlichen Wertvor-

stellungen in Bezug auf das Wohnen am Stadtrand in Ein-

klang gebracht werden. Dazu wären positive Zukunftsbilder 

und eine Auseinandersetzung mit (sub)urbanen Qualitäten 

notwendig, die eine gemeinsame Klammer für stadtregio-

nale Dialoge und Kooperationsprojekte setzen könnten. 

Letztlich ist die Tragfähigkeit regionaler Kooperationen 

davon abhängig, ob es gelingt, Ausgleichs-mechanismen zu 

finden, um räumlich ungleich verteilte Vor- und Nachteile zu 

kompensieren. Es gibt bereits Ansätze für entsprechende 

Modelle wie einen regionalen Zukunftsfonds. Die Anwend-

barkeit solcher Modelle müsste aber für den Wiener Raum 

systematisch überprüft werden.

Auf Basis der beschriebenen Anknüpfungspunkte ergeben 

sich Kooperationspotenziale, die langfristig in einen Bünd-

nisprozess auf Basis gemeinsamer Interessen im Zusam-

menhang mit der Sicherung leistbaren Wohnraumes mün-

den könnten. Steigende Bodenpreise, Flächenverknappung 

und soziostrukturelle Veränderungen schaffen für die ge-

samte Stadtregion einen Problemdruck, der gemeindeüber-

greifende Zusammenschlüsse trotz unterschiedlicher Wohn-

leitbilder sinnvoll erscheinen lässt und wahrscheinlicher 

macht. Wien und die südliche „Suburbanisierungsachse“ 

sind in besonderem Ausmaß mit steigender Wohnungs-

nachfrage und Engpässen an leistbarem Wohnraum bzw. 

verfügbarem Bauland konfrontiert. Auch angesichts der 

Bestimmungen des niederösterreichischen Raumordnungs-

gesetzes über eine flächensparende, verdichtete Siedlungs-

struktur müssen niederösterreichische Gemeinden künftig 

ein besonderes Augenmerk auf potenzielle Verdichtungs-

möglichkeiten innerhalb gewachsener Strukturen richten. 

Abbildung: Widmungen im südlichen Wiener Umland, Quelle: raum und plan
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Podiumsdiskussion

TeilnehmerInnen

■■ Karin Baier, Bürgermeisterin Schwechat

■■ Christian Gepp, Bürgermeister Korneuburg

■■ Thomas Madreiter, Planungsdirektor Wien 

■■ Kurt Puchinger, Büro der GGR für Wohnen, Wohnbau 

und Stadterneuerung 

■■ Karl Wurm, Obmann, Verband Gemeinnütziger 

Bauvereinigungen 

■■ Sibylla Zech, TU Wien, stadtland – Technisches Büro  

für Raum- und Landschaftsplanung

■■ Johannes Lutter, Urban Innovation Vienna (Moderation)

Eckpunkte der Debatte

■■ Kooperation in der Stadtregion. Viele Bemühungen, 

bisher kein Durchbruch. Das Thema einer grenzübergrei-

fenden Kooperation in der Stadtregion Wien wird seit 

langem diskutiert. Der Schwerpunkt lag bisher allerdings 

kaum auf der Wohnraumversorgung (was jedenfalls 

auch an der unterschiedlichen Gesetzeslage in den 

Bundesländern liegt), sondern eher auf Themen wie 

Raum- und Verkehrsentwicklung. Vorhandene Instru-

mente wie die Planungsgemeinschaft Ost (PGO) oder 

das Stadt-Umland-Management leisten auf der lokalen 
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Projektebene engagierte Arbeit, der große Durchbruch 

im Sinne einer umfassenden gemeinsamen Strategie 

und deren Umsetzung blieb aber bislang aus. Nicht zu-

letzt aus dem Blickwinkel des internationalen Städte-

wettbewerbs ist die Maßstabsebene der funktionalen 

Stadtregion jedoch zentral – diese muss „funktionieren“, 

damit der Standort Metropolregion Wien international 

konkurrenzfähig ist. Und hier werden sowohl auf der 

Ebene der Strategieentwicklung wie auch der Gover-

nance die größten Mängel konstatiert.

■■ Vision einer gemeinsamen wohnungspolitischen Platt-

form. Die vom Wiener Wohnbaustadtrat Michael Ludwig 

in seiner Eröffnungsrede aufgeworfene Idee einer ge-

meinsamen wohnungspolitischen Plattform der Stadtre-

gion+ wurde von allen DiskussionsteilnehmerInnen un-

terstützt. In Ermangelung regionaler Strukturen wie in 

Stuttgart oder auch München wäre eine derartige Platt-

form die geeignete Basis, um ein Zukunftsbild der Met-

ropolregion zu entwickeln und das Denken entlang von 

Gemeindegrenzen zu überwinden. Mittelfristig würde 

eine Institutionalisierung als Regionalverband mit ge-

wählten RepräsentantInnen der Initiative politische Auf-

merksamkeit und Legitimation verleihen. Angesichts der 

aktuellen föderalistischen Verfasstheit (die bereits heute 

Wahlen auf mehreren lokalen/regionalen Ebenen vor-

sieht) und dem Wunsch nach Verwaltungsvereinfachung 

ist die Realisierbarkeit allerdings kritisch zu bewerten.

■■ Gemeinsamer Entwicklungsplan. Zentrale Aufgabe 

einer derartigen wohnungspolitischen Plattform wäre 

die Abstimmung eines gemeinsamen Entwicklungsplans 

als Grundlage für eine strukturierte Bearbeitung der 

wohnungspolitischen Fragen in der Stadtregion. Dazu 

müssen die Entwicklungschancen, aber auch Ressourcen 

der einzelnen Gemeinden analysiert werden, um dann 

konkrete Zielgebiete der Entwicklung festzulegen (vor-

zugsweise wo die infrastrukturelle Erschließung beson-

ders gut und Wohnbau damit auch kostengünstig reali-

sier bar ist). Ein derartiger Masterplan müsste jedenfalls 

unterschiedliche Aspekte integrieren: von einer ÖV-ori-

entierten Siedlungsentwicklung bis zur abgestimmten 

Planung sozialer Infrastruktur.

■■ Interessen verhandeln. Grundlage für eine gemeinsame 

Entwicklungsplanung muss jedenfalls die Abstimmung 

der politischen Interessen der unterschiedlichen politi-

schen Interessen „auf Augenhöhe“ sein. Nicht alle be-

troffenen Gemeinden wollen weiteren Zuzug oder verfü-

gen über die Kapazitäten, um die für Wohnprojekte er-

forderliche „Begleitinfrastruktur“ bereitzustellen. Erste 

Aufgabe muss es daher sein, ein gemeinsames Verständ-

nis über zentrale Grundhaltungen zu erzielen (etwa spar-

samer Umgang mit Boden, Verdichtung statt Zersiede-

lung, Infrastrukturfinanzierung etc.). Um zu vermeiden, 

dass die vielfältigen Ansprüche und Partikularinteressen 

die Umsetzung von Projekten blockieren, bedarf es einer 

präzisen gemeinsamen Definition des öffentlichen Inte-

resses und einer transparenten Gewichtung gegenüber 

dem privaten Interesse, wie das beispielsweise in Bayern 

das Fall ist. Der Forderung nach einer entsprechenden 

Einbindung der BürgerInnen steht dabei die Notwendig-

keit einer politischen Ebene, die Entscheidungen trifft, 

gegenüber.

■■ Grundstücksmarkt ordnen. Kernproblem nicht nur der 

Kernstadt Wien, sondern auch des Umlands ist ein 

Grundstücksmarkt, der leistbaren Wohnbau kaum mehr 

zulässt: Baulandreserven für geförderten Wohnbau 

wären sowohl in Wien als auch in den Umlandgemein-

den vorhanden, die Preise haben sich allerdings z.T. 

enorm. Erforderlich ist daher eine aktive, langfristige 

Bodenpolitik der Stadt: Nur wenn die öffentliche Hand 

über ausreichend Flächen verfügt, ist sie in der Lage Pro-

bleme des Wohnungsmarkts zu lösen, ohne sich von ein-

zelnen Spekulanten abhängig zu machen. Mittelfristig ist 

jedoch auch über Formen der direkten oder indirekten 

Preisfestsetzung nachdenken, um leistbaren Wohnbau 

überhaupt zu ermöglichen. (Auch hierzu finden sich 

etwa in München Beispiele.)

■■ Top down – vs. bottom-up. Die skizzierte „große Lösung“ 

für die Stadtregion Wien braucht politischen Willen auf 

allen Seiten (Leadership) und einen langen Atem. Um 

politische Entscheidungsprozesse zu unterstützen, lohnt 

es jedenfalls, parallel dazu durch Modellprojekte auf 

lokaler Ebene Lösungsansätze zu entwickeln.



34

Vortragende  
und AutorInnen

DI Adolf Andel

Geschäftsführender Gesellschafter bei ÖIR-Projekthaus GmbH. Vor seiner Tätigkeit beim ÖIR-Projekthaus 
war Adolf Andel Direktor am Österreichischen Institut für Raumplanung und selbstständiger Unter-

nehmensberater mit einer Spezialisierung auf Real Estate Development, Standortentwicklung und 
Projektentwicklung. Zu seinen zahlreichen Projekten zählen die Publikationen und Studien zu den 

Stadtentwicklungsgebieten U2 Donaustadt und Alterlaa sowie Expertisen zum Wiener Wohnbau. 
Ebenso war er an der Entwicklung des Stadtentwicklungsplans STEP 2025 beteiligt.

Dr. Peter Görgl 

Lektor für örtliche Raumplanung an der Technischen Universität Wien sowie Gründer und Geschäfts-
führer von Modul5 Raumforschung & Raumkommunikation OG Wien. Peter Görgl ist seit über 
zehn Jahren in der Forschung tätig, räumliche Schwerpunkte seiner Tätigkeit liegen in Nieder
österreich bzw. der Stadtregion Wien. Der Fokus seiner Arbeit liegt dabei in den Bereichen 
Landesentwicklungsplanung, Regionalanalysen sowie Evaluierung und Entwicklung von 
Raumordnungsstrategien. Im Rahmen seiner Tätigkeit bei Modul5 beschäftigt er sich mit Ent-
wicklungskonzepten für Städte, Gemeinden und Stadtregionen.
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DI Josef Hameter

Seit 2014 selbständiger Ziviltechniker für Raumplanung und Raumordnung. Seine Tätigkeitsschwer-
punkte liegen im Bereich der örtlichen Raumplanung im südlichen Wiener Umland. Er berät dort 
Gemeinden in Fragen der Flächenwidmung und Bebauungsplanung. Im Rahmen der Wohnbaufor-
schung befasst er sich mit Fragen der Nachverdichtung, der partizipativen Planung oder mit der 
Thematik des kostengünstigen Wohnens.

Günther Ogris, MA

Managing Partner und wissenschaftlicher Direktor sowie Mitbegründer von SORA, dem Wiener 
„Institute for Social Research and Consulting“. Günter Ogris ist seit 1984 in der empirischen Sozi-

alforschung tätig – als Mitarbeiter am Institut für empirische Sozialforschung (IFES) und am In-
stitut für Konfliktforschung (IKF) sowie als Geschäftsführer des Österreichischen Instituts für 
Jugendforschung (ÖIJ). Seit der Gründung von SORA leitet er zahlreiche nationale und interna-

tionale Projekte in der angewandten Sozialforschung und Politikberatung. Darüber hinaus ist er 
Universitätsratsvorsitzender der Sigmund Freud Privatuniversität und hält zahlreiche Lehraufträge an 

Universitäten und außeruniversitären Lehrgängen.

Dr. Nicola Schelling

Regionaldirektorin des Verbands Region Stuttgart. Seit 2014 leitet sie in dieser Funktion die Verbands-
verwaltung und vollzieht die Beschlüsse der Regionalversammlung. Davor war die Juristin als Richterin 
und Staatsanwältin und ab 2002 im Staatsministerium Baden-Württemberg als Referentin für grenz-

überschreitende und interregionale Zusammenarbeit, als Leiterin der Landesvertretung in Brüssel 
sowie des Referats für Europapolitik tätig.

Mag.a Verena Paul

Lektorin für empirische Sozialforschung an der Universität Wien und an der WU Wien. Im Rahmen  
ihrer Tätigkeit spezialisiert sie sich auf die Leitung sozialwissenschaftlicher Forschungs-, Evaluations- 
und Beratungsprojekte. Davor war sie über zehn Jahre als Projektleiterin in der außeruniversitären 
Forschung tätig. Methodisch liegt ihr Schwerpunkt bei der Konzeption, Durchführung und Auswer-
tung qualitativer und quantitativer Befragungen. Inhaltlich beschäftigt sie sich insbesondere mit 
Fragen der Arbeitsmarktintegration, der gesellschaftlichen Teilhabe und Partizipation. 
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